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No Billag-Initiative

Eidgenössische Volksinitiative 

«Ja zur Abschaffung der Radio- und Fernsehgebühren»

(Abschaffung der Billag-Gebühren)

Abstimmung vom 4. März 2018

/fdp.dieliberalen @FDP_Liberalen Freiheit, Gemeinsinn, Fortschritt – aus Liebe zur Schweiz

DV FDP Kanton Schwyz, 23.2.2018, Altendorf

Joachim Eder, Ständerat ZG

Was fordert die No Billag-Initiative?

/fdp.dieliberalen @FDP_Liberalen Freiheit, Gemeinsinn, Fortschritt – aus Liebe zur Schweiz

Drei Verbote in der Verfassung – ist das liberal?

 Verbot von Empfangsgebühren

 Aufhebung des medialen Service public

 Konzessionen sollen versteigert werden

 Aufhebung der Beschwerdeinstanz
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35%

67%

53%

75%

65%

33%

47%

25%

Lokalradios für Berg- und Randregionen

Nicht gewinnorientierte Lokalradios

Regionale Fernsehstationen

SRG SSR

Empfangsgebühr Nicht durch Gebührenanteil gedeckter Aufwand

Anteil Gebühren am Gesamtaufwand

Empfangsgebühren

Auch 34 lokale Radios und TV sind 
betroffen
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Aufhebung des medialen 
Service public

/fdp.dieliberalen @FDP_Liberalen Freiheit, Gemeinsinn, Fortschritt – aus Liebe zur Schweiz

Radio und Fernsehen tragen zur Bildung und kulturellen 

Entfaltung, zur freien Meinungsbildung und zur Unter-

haltung bei. Sie berücksichtigen die Besonderheiten des 

Landes und die Bedürfnisse der Kantone. Sie stellen die 

Ereignisse sachgerecht dar und bringen die Vielfalt der 

Ansichten angemessen zum Ausdruck.

Art. 93, Abs. 2 wird ersatzlos aus der 

Bundesverfassung gestrichen:

Ein Ja zur No Billag-Initiative bedeutet

/fdp.dieliberalen @FDP_Liberalen Freiheit, Gemeinsinn, Fortschritt – aus Liebe zur Schweiz

 Kein Bildungs- und Informationsauftrag mehr

 Keine Berichterstattung in allen vier 

Landessprachen mehr

 Keine Qualitätsvorgaben für audiovisuelle 

Medien mehr

 Keine sachgerechte Darstellung vielfältiger 

Ansichten mehr

 Keine Rücksicht auf die Besonderheiten des 

Landes und die Bedürfnisse der Kantone mehr
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Versteigerung der Konzessionen

Art. 93 Abs. 3 Bundesverfassung (neu)
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Der Bund versteigert regelmässig  

Konzessionen für Radio und Fernsehen

Sollen zukünftig finanzkräftige Investoren 

unseren Medienmarkt aufkaufen können? 

Solidarität mit Sprachminderheiten
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Tiefere Abgaben für Unternehmen

Jahresumsatz (in CHF) Abgabe/Jahr (in CHF)

bis 499’999 0

500'000 bis 999'999 365

1 Mio. bis 4'999'999 910

5 Mio. bis 19'999'999 2’280

20 Mio. bis 99'999'999 5’750

100 Mio. bis 999'999'999 14’240

1 Milliarde und mehr 35’590

75% der Unternehmen zahlen gar nichts mehr

 Die SRG ist nicht perfekt. Zudem macht sie heute auch zu viel. 

 Es braucht eine vertiefte Diskussion um ihren Service public-
Auftrag. Der radikale Schlaghammer ist aber der falsche Weg.

 Bundesrat, Nationalrat, Ständerat und die FDP-Fraktion erkennen 
die realen Auswirkungen der radikalen Initiative und lehnen sie 
deshalb ab.

NEIN     JA      Enth.

› Bundesrat: Ablehnung

› Nationalrat: Ablehnung 129 33 32

› Ständerat: Ablehnung 41 2 1

› FDP-Fraktion NR: Ablehnung 26 1 5

› FDP-Gruppe SR: Ablehnung 13 0 0
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Wie stimmte das eidg. Parlament?



26.01.2018

6

Nur ein Nein zur Initiative ermöglicht

/fdp.dieliberalen @FDP_Liberalen Freiheit, Gemeinsinn, Fortschritt – aus Liebe zur Schweiz

 eine gründliche Diskussion um die SRG

 eine klare Definition des Service public-Auftrags der 

SRG, und zwar unter Berücksichtigung der 

unterschiedlichen Sprachregionen.

 mehr Markt in der Schweizer Medienlandschaft 

(siehe FDP-Positionspapier der DV vom 13.1.2018)

 ein sachgerechtes Konzessionierungsverfahren

Wir brauchen jetzt keinen   

medialen Kurzschluss –

deshalb Nein zur No Billag-

Initiative!


